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Auszug aus: 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte  
(Urheberrechtsgesetz) UrhG 
 
§ 52 Öffentliche Wiedergabe  

(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines veröffentlichten Werkes, wenn die Wiedergabe keinem 
Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teilnehmer ohne Entgelt zugelassen werden und im Falle 
des Vortrags oder der Aufführung des Werkes keiner der ausübenden Künstler (§ 73) eine besondere 
Vergütung erhält. Für die Wiedergabe ist eine angemessene Vergütung zu zahlen.  
 
Die Vergütungspflicht entfällt für Veranstaltungen der Jugendhilfe, der Sozialhilfe, der Alten- und 
Wohlfahrtspflege, der Gefangenenbetreuung sowie für Schulveranstaltungen, sofern sie nach ihrer 
sozialen oder erzieherischen Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen 
zugänglich sind. Dies gilt nicht, wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines Dritten dient; in 
diesem Fall hat der Dritte die Vergütung zu zahlen.  
 

(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines erschienenen Werkes auch bei einem Gottesdienst oder 
einer kirchlichen Feier der Kirchen oder Religionsgemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter dem 
Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.  
 

(3) Öffentliche bühnenmäßige Darstellungen, öffentliche Zugänglichmachungen und Funksendungen eines 
Werkes sowie öffentliche Vorführungen eines Filmwerks sind stets nur mit Einwilligung des 
Berechtigten zulässig. Fußnote § 52 Abs. 1 Satz 3: Mit GG (100-1) vereinbar, soweit die 
Vergütungspflicht für Veranstaltungen der Gefangenenbetreuung entfällt; BVerfGE v. 11.10.1988 I 187 
(1 BvR 743/86)  

 
§ 52a Öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung  
(1) Zulässig ist, 1.   veröffentlichte kleine Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beiträge 
aus Zeitungen oder Zeitschriften zur Veranschaulichung im Unterricht an Schulen, Hochschulen, 
nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie an Einrichtungen der Berufsbildung 
ausschließlich für den bestimmt abgegrenzten Kreis von Unterrichtsteilnehmern oder 2.   veröffentlichte Teile 
eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften ausschließlich 
für einen bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen für deren eigene wissenschaftliche Forschung öffentlich 
zugänglich zu machen, soweit dies zu dem jeweiligen Zweck geboten und zur Verfolgung nicht kommerzieller 
Zwecke gerechtfertigt ist.  
(2) Die öffentliche Zugänglichmachung eines für den Unterrichtsgebrauch an Schulen bestimmten Werkes ist 
stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. Die öffentliche Zugänglichmachung eines Filmwerkes ist 
vor Ablauf von zwei Jahren nach Beginn der üblichen regulären Auswertung in Filmtheatern im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig.  
(3) Zulässig sind in den Fällen des Absatzes 1 auch die zur öffentlichen Zugänglichmachung erforderlichen 
Vervielfältigungen. (4) Für die öffentliche Zugänglichmachung nach Absatz 1 ist eine angemessene Vergütung 
zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
 
 
Auszug aus: 
Gesetz über die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten durch 
Verwertungsgesellschaften  
 
(Verwertungsgesellschaftengesetz - VGG) 
 
§ 35 Gesamtverträge 
 Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, über die von ihr wahrgenommenen Rechte mit 
Nutzervereinigungen einen Gesamtvertrag zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, es sei denn, der 
Verwertungsgesellschaft ist der Abschluss des Gesamtvertrags nicht zuzumuten, insbesondere weil die 
Nutzervereinigung eine zu geringe Mitgliederzahl hat. Fußnote (+++ § 35: Zur Nichtanwendung vgl. § 60 Abs. 2 
+++)  
 
 



§ 36 Verhandlungen  
(1) Verwertungsgesellschaft und Nutzer oder Nutzervereinigung verhandeln nach Treu und Glauben über die 
von der Verwertungsgesellschaft wahrgenommenen Rechte. Die Beteiligten stellen sich gegenseitig alle für die 
Verhandlungen notwendigen Informationen zur Verfügung.  
 
(2) Die Verwertungsgesellschaft antwortet unverzüglich auf Anfragen des Nutzers oder der Nutzervereinigung 
und teilt mit, welche Angaben sie für ein Vertragsangebot benötigt. Sie unterbreitet dem Nutzer unverzüglich 
nach Eingang aller erforderlichen Informationen ein Angebot über die Einräumung der von ihr 
wahrgenommenen Rechte oder gibt eine begründete Erklärung ab, warum sie kein solches Angebot unterbreitet.  
 
§ 37 Hinterlegung; Zahlung unter Vorbehalt  
Kommt eine Einigung über die Höhe der Vergütung für die Einräumung von Nutzungsrechten nicht zustande, so 
gelten die Nutzungsrechte als eingeräumt, wenn die Vergütung 1.   in Höhe des vom Nutzer anerkannten 
Betrages an die Verwertungsgesellschaft gezahlt worden ist und 2.   in Höhe der darüber hinausgehenden 
Forderung der Verwertungsgesellschaft unter Vorbehalt an die Verwertungsgesellschaft gezahlt oder zu ihren 
Gunsten hinterlegt worden ist. Fußnote (+++ § 37: Zur Nichtanwendung vgl. § 60 Abs. 2 +++)  
 
§ 38 Tarifaufstellung Die Verwertungsgesellschaft stellt Tarife auf über die Vergütung, die sie aufgrund der von 
ihr wahrgenommenen Rechte fordert. Soweit Gesamtverträge abgeschlossen sind, gelten die dort vereinbarten 
Vergütungssätze als Tarife. Fußnote (+++ § 38: Zur Nichtanwendung vgl. § 60 Abs. 2 +++)  
 
§ 39 Tarifgestaltung  
(1) Berechnungsgrundlage für die Tarife sollen in der Regel die geldwerten Vorteile sein, die durch die 
Verwertung erzielt werden. Die Tarife können sich auch auf andere Berechnungsgrundlagen stützen, wenn diese 
ausreichende, mit einem wirtschaftlich vertretbaren Aufwand zu erfassende Anhaltspunkte für die durch die 
Verwertung erzielten Vorteile ergeben.  
(2) Bei der Tarifgestaltung ist auf den Anteil der Werknutzung am Gesamtumfang des Verwertungsvorgangs und 
auf den wirtschaftlichen Wert der von der Verwertungsgesellschaft erbrachten Leistungen angemessen 
Rücksicht zu nehmen.  
 
(3) Die Verwertungsgesellschaft soll bei der Tarifgestaltung und bei der Einziehung der tariflichen Vergütung 
auf religiöse, kulturelle und soziale Belange der Nutzer, einschließlich der Belange der Jugendhilfe, angemessen 
Rücksicht nehmen.  
 
(4) Die Verwertungsgesellschaft informiert die betroffenen Nutzer über die Kriterien, die der Tarifaufstellung 
zugrunde liegen. Fußnote (+++ § 39: Zur Anwendung vgl. § 60 Abs. 2 +++)  
 
§ 40 Gestaltung der Tarife für Geräte und Speichermedien  
(1) Die Höhe der Vergütung für Geräte und Speichermedien bestimmt sich nach § 54a des 
Urheberrechtsgesetzes. Die Verwertungsgesellschaften stellen hierfür Tarife auf Grundlage einer empirischen 
Untersuchung aus einem Verfahren gemäß § 93 auf. § 38 Satz 2 bleibt unberührt.  
 
(2) Die Pflicht zur Tarifaufstellung entfällt, wenn zu erwarten ist, dass der dafür erforderliche wirtschaftliche 
Aufwand außer Verhältnis zu den zu erwartenden Einnahmen stehen würde. Unterabschnitt 2 
Mitteilungspflichten  
 
§ 41 Auskunftspflicht der Nutzer  
(1) Die Verwertungsgesellschaft kann von dem Nutzer Auskunft über die Nutzung derjenigen Werke und 
sonstiger Schutzgegenstände verlangen, an denen sie dem Nutzer die Nutzungsrechte eingeräumt hat, soweit die 
Auskunft für die Einziehung der Einnahmen aus den Rechten oder für deren Verteilung erforderlich ist. Dies gilt 
nicht, soweit dem Nutzer die Erteilung der Auskunft nur mit unangemessen hohem Aufwand möglich ist.  
 
(2) Die Verwertungsgesellschaft vereinbart mit dem Nutzer in den Nutzungsverträgen angemessene Regelungen 
über die Erteilung der Auskunft.  
 
(3) Hinsichtlich des Formats von Meldungen sollen die Verwertungsgesellschaft und der Nutzer branchenübliche 
Standards berücksichtigen.  
 
§ 42 Meldepflicht der Nutzer  
 



(1) Veranstalter von öffentlichen Wiedergaben urheberrechtlich geschützter Werke haben vor der Veranstaltung 
die Einwilligung der Verwertungsgesellschaft einzuholen, welche die Nutzungsrechte an diesen Werken 
wahrnimmt.  
 
(2) Nach der Veranstaltung hat der Veranstalter der Verwertungsgesellschaft eine Aufstellung über die bei der 
Veranstaltung genutzten Werke zu übersenden. Dies gilt nicht für 1.   die Wiedergabe eines Werkes mittels 
Tonträger, 2.   die Wiedergabe von Funksendungen eines Werkes sowie 3.   Veranstaltungen, auf denen in der 
Regel nicht geschützte oder nur unwesentlich bearbeitete nicht geschützte Werke der Musik aufgeführt werden.  
(3) Soweit für die Verteilung von Einnahmen aus der Wahrnehmung von Rechten zur Wiedergabe von 
Funksendungen Auskünfte der Sendeunternehmen erforderlich sind, die die Funksendungen veranstaltet haben, 
erteilen diese Sendeunternehmen der Verwertungsgesellschaft die Auskünfte gegen Erstattung der Unkosten.  
 
§ 43 Elektronische Kommunikation  
Die Verwertungsgesellschaft eröffnet allen Nutzern einen Zugang für die elektronische Kommunikation, 
einschließlich zur Meldung über die Nutzung der Rechte. 
	


